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Bodo Ramelow
Es ist nicht egal, wer regiert
Eine Bilanz der ersten Monate von Rot-Rot-Grün
in Thüringen

Thüringen steht im Sommer 2015 so gut da wie nie seit der Wiederver-
einigung. Die Arbeitslosigkeit ist mit 7% im Juni 2015 so niedrig wie nie 
– Tendenz weiter sinkend. Die Zahl der Erwerbstätigen bleibt trotz aller 
Bevölkerungsverluste seit der Jahrtausendwende weitgehend konstant 
bei rund 1,05 Millionen Menschen. Und immer mehr ThüringerInnen ha-
ben Arbeit im Freistaat. Die Zahl derer, die in die benachbarten Bundes-
länder pendeln müssen, sinkt. Trotz schwieriger Rahmenbedingungen 
wächst die Wirtschaft weiter. 2014 war die Wirtschaftsleistung so stark 
wie nie, 2015 wächst sie voraussichtlich um passable 1,5%. Thüringen 
hat im ersten Quartal des Jahres 2015 so viel wie nie seit 1991 expor-
tiert – ein Plus von 7,5% zum ersten Quartal 2014. Auch hinsichtlich der 
Steuereinnahmen wird 2015 ein Rekordjahr für den Freistaat. Mein Fa-
zit: Thüringen ist wirtschaftlich auf dem Erfolgspfad geblieben. Alle Un-
tergangsszenarien, die mit der Wahl der neuen Landesregierung im De-
zember 2014 vor allem von Seiten der CDU verbreitet wurden, haben 
sich als das erwiesen, was sie von Anfang an waren: haltlose Hysterie.

Im Wahlkampf haben wir versprochen, nicht alles anders, aber vieles 
besser zu machen. Und genau das haben wir im ersten halben Jahr un-
serer Regierung gemacht. Die neue Regierung aus den drei Parteien DIE 
LINKE, SPD und Bündnis90/Die Grünen hat dort Kontinuität gezeigt, wo 
das Land auf einem guten Weg war. Wir haben dort deutliche Akzente 
gesetzt, wo Rot-Rot-Grün (r2g) aus guten Gründen eine andere Politik 
versprochen hat. Seit dem 5. Dezember 2014 liefert die Regierung Er-
gebnisse: Der erste Haushalt von r2g für das Jahr 2015 steht, der noch 
von finanziellen Altlasten der CDU-geführten Vorgängerregierung ge-
prägt ist. Derzeit bringen wir den Doppelhaushalt für die Jahre 2016 
und 2017 auf den Weg. Beide Haushaltsentwürfe verwirklichen den fi-
nanzpolitischen Dreiklang, auf den sich r2g im Land geeinigt hat: Ge-
stalten, Vorsorgen, Konsolidieren. Durch das schrittweise Auslaufen 
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des Landeserziehungsgelds, von der CDU einst als »Herdprämie« ein-
geführt, schaffen wir die Grundlage für ein beitragsfreies Kita-Jahr. Wir 
haben das Bildungsfreistellungsgesetz beschlossen und die verspro-
chene Einstellung neuer LehrerInnen ist im ersten Halbjahr der Regie-
rung sofort realisiert worden. Die vom Thüringer Verfassungsgericht 
geforderte Neuregelung der Zuschüsse für private und konfessionsge-
bundene Schulen wurde umgesetzt, die Absenkung des Wahlalters bei 
Kommunal- und Landtagswahlen auf 16 Jahre ist durch uns auf den Ge-
setzgebungsweg gebracht.

Im Bereich der Innenpolitik haben wir Meilensteine gesetzt: Wir ha-
ben als Erfahrung aus dem NSU und den zahlreichen Geheimdienst-
Skandalen das Thüringer V-Leute-System beendet und dem Verfas-
sungsschutz untersagt, an Schulen aufzutreten. Damit ist das Geheime 
im Geheimen noch nicht beendet. Aber wir haben einen Beitrag dazu 
geleistet, dass über das Geheime in den Geheimdiensten geredet und 
das Amt Stück für Stück an die kurze Leine gelegt wird. Um den NSU-
Terror, der seine Wurzeln hier in Thüringen hatte,1 weiter aufzuklären, 
haben wir in der neuen Legislaturperiode sofort mit einem zweiten Un-
tersuchungsausschuss begonnen. Wir machen den 8. Mai als Tag der 
Befreiung zum gesetzlichen Gedenktag und haben zum 70. Jahrestag 
der Befreiung thüringenweit Beflaggung als Zeichen des Dankes an die 
Anti-Hitlerkoalition angeordnet. Die Reaktionen vor allem aus der CDU 
beweisen, dass man Geschichte immer wieder neu diskutieren muss.

Wir haben als Koalition den Stellenabbaupfad des Landes auf den 
Prüfstand gestellt – nicht quantitativ, sondern qualitativ unter der Frage: 
Was müssen wir verändern, um unsere Aufgaben weiter erfüllen zu kön-
nen? Im Bereich der Energiepolitik setzt die Landesregierung klare Ak-
zente für ein »Energieland Thüringen«. Wir wollen mit unseren Stärken 
punkten und setzen auf den Ausbau von Speicherkapazitäten und der 
Windenergie. Mein Fazit aus bald einem dreiviertel Jahr r2g in Thürin-
gen: Die Landesregierung hat ein ansehnliches Arbeitspensum absol-

1 Siehe hierzu Bodo Ramelow (Hrsg.): Made in Thüringen? Nazi-Terror und Ver-
fassungsschutz-Skandal. Hamburg 2012, sowie Bodo Ramelow (Hrsg.): Schreddern, 
Spitzeln, Staatsversagen. Wie rechter Terror, Behördenkumpanei und Rassismus 
aus der Mitte zusammengehen. Hamburg 2013.
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viert. In Thüringen wird nach Jahren des Stillstandes, des Streits und 
des schwarzen Filzes wieder regiert!

Thüringen ist das bunte Herz einer bunten Republik
Unsere Landesregierung hat bereits deutliche Akzente für eine andere 
politische Kultur gesetzt. Wir sind Vorreiterland beim Kampf für die Öff-
nung der Ehe für alle. Im Bundesrat haben wir einen entsprechenden 
Gesetzentwurf eingereicht und haben auch an den öffentlichen Gebäu-
den durch die Regenbogenflagge klar gemacht, wofür wir stehen: für 
Toleranz, Vielfalt und gleiche Rechte. Und im ZDF-Fernsehrat haben wir 
dafür gesorgt, dass zum ersten Mal in Deutschland jetzt die Organisa-
tion der Lesben und Schwulen selbst dort vertreten ist.

Thüringen ist heute auch Vorreiter einer humanitären Flüchtlings-
politik. Unser Motto »Aus Flüchtlingen NeubürgerInnen machen« wird 
schrittweise umgesetzt. Ein Winterabschiebestopp war der erste Be-
schluss des neuen Kabinetts im Dezember 2014. Diese Landesregierung 
hat seit ihrer Wahl nie einen Zweifel daran gelassen, dass ihr Eintre-
ten für eine humanitäre Flüchtlingspolitik auch etwas mit Zivilcourage 
zu tun hat. Wir waren als Regierung – ebenso wie zuvor als Parteien in 
der Opposition – immer dort präsent, wo Neonazis und Rassisten mo-
bilmachen. Wir haben gemeinsam mit all den anderen in der Kälte und 
im Schnee gestanden, um Flagge für Weltoffenheit und Toleranz zu zei-
gen gegen die Aufmärsche von »Sügida«, »Pegida« oder »Thügida«, die 
gegen Flüchtlinge hetzten.

Thüringen war dann im April das einzige Bundesland, das Halbmast 
als Zeichen der Trauer für hunderte ertrunkene Flüchtlinge im Mittel-
meer geflaggt hat. Ich bin froh, dass diese Landesregierung immer wie-
der sagt: Thüringen will Zuwanderungsland sein und muss Zuwande-
rungsland sein. Deswegen sind uns Flüchtlinge willkommen, ebenso 
viele Menschen, die noch nach Thüringen ziehen wollen. Der Ausbau 
der Erstaufnahmeeinrichtungen, der Winterabschiebestopp, ein Flücht-
lingsgipfel, die Ernennung einer Beauftragten für Integration, Migra-
tion und Flüchtlinge sowie die Besetzung dieser Position mit einer aus-
gewiesenen Fachfrau oder die Unterstützung für jene, die praktische 
Flüchtlingshilfe organisieren, sind einige Beispiele dafür. Aber damit das 
gelingt, braucht es eine Landesregierung, die das Thema immer klar an-
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spricht und nicht drumherum schwurbelt. Die Tatsache, dass die Mehr-
heit der ThüringerInnen in Umfragen eine humanitäre Flüchtlingspoli-
tik für wichtig hält, gibt uns recht in unserem Handeln. Wir wissen, dass 
wir mit den Instrumenten, die wir selber gestalten können, die Unge-
rechtigkeit des Abschiebesystems und die bundespolitischen Vorga-
ben nicht beenden können. Dazu bräuchten wir eine viel breitere ge-
sellschaftliche Mehrheit. Doch wir wollten einen Beitrag zur Diskussion 
leisten und einigen Menschen aus humanitären Gründen konkret hel-
fen. Und genau deswegen stellen wir uns auch auf die Seite der Kirch-
gemeinden, die Kirchenasyl gewähren.

Ein neuer Politikstil
r2g hat einen neuen Politikstil in der Landespolitik etabliert: Ziele de-
finieren, Lösungen diskutieren und dann gemeinsam entscheiden. Die 
Zeit der Bastas, wie sie unter der CDU in Thüringen üblich war, und der 
gegenseitigen Beleidigungen ist in der Landesregierung seit dem 5. De-
zember 2014 vorbei. Wir sind mit dem Anspruch angetreten, auf Au-
genhöhe zu regieren, und das setzen wir um – nicht nur durch eine 
angemessene Repräsentanz aller Parteien in der Staatskanzlei, dem 
Maschinenraum der Landesregierung.

Entscheidend ist der neue Stil, den wir etabliert haben. Diese Regie-
rung streitet nicht darum, wer am meisten bei dieser oder jener Maß-
nahme gewinnt oder verliert. Diese Regierung beleidigt sich auch nicht. 
Nein, hier regieren drei Parteien, die sich ihrer unterschiedlichen Her-
kunft im politischen Mitte-Links-Spektrum bewusst sind, die sie respek-
tieren, und die über die beste Lösung für Probleme debattieren. Die 
Streits früherer Regierungen in der Staatskanzlei haben bei den Betei-
ligten tiefe Verletzungen hinterlassen. Die Debatten dieser Regierung 
machen die Beteiligten schlauer.

Wir wollen Veränderung gestalten
Es ist nicht die Frage, ob sich Thüringen verändert, sondern allein, ob 
die Politik den Willen hat, diese Veränderung zu gestalten. Wir haben 
diesen Willen. r2g hat im ersten Halbjahr einen guten Teil dessen ange-
packt, was man im Eiskunstlauf vielleicht als Pflicht bezeichnen würde. 
Die Tatsache, dass einiges gelungen ist, und dass Thüringen heute so 
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gut dasteht wie nie seit der Wiedervereinigung, darf aber nicht davon 
ablenken, dass diese Regierung in den kommenden Jahren große Her-
ausforderungen bewältigen muss:
■ Die Thüringer Verwaltungsstrukturen müssen auf zukunftsfähige 

Füße gestellt werden. Wir brauchen eine Verwaltungsreform, die tat-
sächlich Kommunen stärkt, die Verwaltung bürgernäher macht und 
zukunftsfähige Strukturen schafft. 25 Jahre sind seit der Neugrün-
dung Thüringens vergangen. Zeit, den Freistaat einer Bestandsana-
lyse zu unterziehen, nicht nur Reparaturen vorzunehmen, sondern 
über eine grundlegende Modernisierung nachzudenken. Unserer 
Überzeugung nach gibt es großen Handlungsbedarf bei den kommu-
nalen Strukturen in Thüringen. Thüringen hat seit 1990 hunderttau-
sende Menschen verloren und verliert weiter netto Menschen. Dar-
auf muss Politik reagieren – aber nicht im Sinne von Alarmismus und 
Sparprogrammen. Nein, die eigentliche Frage lautet: Wie sieht eine 
Gebietsgliederung in Thüringen aus, die auch noch in zehn oder 15 
Jahren handlungsfähige Verwaltungsstrukturen vorhält? Was muss 
geschehen, damit die Verwaltungsressourcen mehr in Bürgerkon-
takte und weniger in Selbstadministration fließen? Auf diese Fra-
gen wollen wir als Regierung eine Antwort finden und im zweiten 
Halbjahr 2015 ein Leitbild auf den Weg bringen, das die Diskussion 
um eine Verwaltungs-, Funktional- und Gebietsreform beginnt. Um 
es klar zu sagen: Wir wollen diese Reform in der laufenden Legisla-
turperiode zu einem Abschluss bringen und werden alle Planungen 
darauf ausrichten. Wir haben also bereits in diesem Jahr einiges zu 
tun. Die drei Parteien unserer Regierung fordern seit Jahren tragfä-
hige Lösungen, denen sich die CDU immer verweigert hat, um ihre 
Pfründe zu verteidigen.

■ Die Thüringer Infrastruktur steht 25 Jahre nach der Wiederverei-
nigung am Beginn eines Erneuerungszyklus. Straßen, Brücken und 
Schulen müssen in den kommenden Jahren erneuert werden. Der 
Investitionsstau ist sichtbar. Um hier Abhilfe zu schaffen, brauchen 
wir den notwendigen finanziellen Handlungsspielraum. Die finan-
zielle Vorausschau gibt uns Anlass dazu, sehr genau über alle kom-
menden Schritte nachzudenken. Heute steht das Land finanziell auf 
soliden Füßen. Aber wir müssen mit hohen Einnahmerisiken durch 
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das Auslaufen des Solidarpakts, durch die demografische Entwick-
lung und nicht zuletzt durch konjunkturelle Schwankungen rechnen. 
Wir müssen eine Neuordnung der Bund-Länder-Finanzen erreichen, 
die Thüringer Interessen berücksichtigt und uns nicht schlechter als 
vorher stellt. Hier geht es um nicht weniger als die Frage, ob Thürin-
gen auch künftig noch finanzielle Spielräume zur Gestaltung von Poli-
tik hat. Wichtig ist, dass es uns gelingt, eine zukunftsfähige Verkehrs-
infrastruktur für das ganze Land mit den notwendigen Investitionen 
zur Erleichterung von Ansiedlungen zu verbinden. Was nutzt uns das 
beste ICE-Kreuz in Erfurt, wenn niemand einen Grund hat, auszustei-
gen? Aber die Gründe werden mehr!

■ Schließlich müssen wir darüber reden, wie wir die Energiewende zu 
einem Gewinnerthema für Thüringen werden lassen. Wir wollen mehr 
sein, als ein Energietransitland, sondern ein Energieland, das seinen 
Bedarf perspektivisch zu 100% aus erneuerbaren Energien deckt. DIE 
LINKE Thüringen hat dafür 2011 unter dem Titel »Energierevolution 
statt Grüner Kapitalismus« umfangreiche Überlegungen vorgelegt. 
Regional, dezentral, regenerativ und das in Bürgerhand, in Gemein-
dehand, mit Genossenschaften, mit Gemeindewerken – das ist un-
sere Linie, die im Koalitionsvertrag vereinbart wurde. Das ist unser 
Beitrag zum Ausstieg aus Atomtechnologie und nicht zum Einstieg in 
die Verkupferung der Bundesrepublik Deutschland durch immer wei-
tere transnationale riesige Stromleitungen.

Regieren kein Selbstzweck
Regieren ist kein Selbstzweck und Sachzwänge sind kein Ersatz für Poli-
tik. Wenn wir gesellschaftliche Mehrheiten erringen und Veränderungen 
erreichen wollen, brauchen wir beides: gesellschaftliche Bewegung und 
parlamentarische Mehrheiten. Ob uns in Thüringen ein guter Beitrag 
zur Veränderung gelungen ist, werden wir erst am Ende der fünf Jahre 
unserer Regierungszeit beurteilen können. 

Wir können aber schon jetzt sagen: Nicht Regieren ist auch kein 
Selbstzweck. Ich hoffe, Thüringen kann ein Vorbild sein, dass sich über-
all Menschen darauf konzentrieren, Gemeinsames auf einer politischen 
Plattform zusammenzusammeln und zu zeigen, dass man auch mit der 
Wahl ein Angebot zur Veränderung auf den Weg bringen kann.
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Es ist eben nicht egal, ob wir in einem Bundesland regieren oder ob 
wir nicht regieren. Es ist entscheidend, ob wir unsere Möglichkeiten des 
Regierens immer wieder nutzen, und ob wir unsere Arbeit immer wie-
der damit verbinden, sichtbare Signale zu setzen. Es ist zum Beispiel der 
Thüringer Landesregierung nicht egal, wenn im Irak und in Syrien die 
Kurden und die Jesiden umgebracht werden. Dann sagen wir »Flücht-
linge willkommen!« Wir wollen, dass zu uns kommende Flüchtlinge Neu-
bürgerInnen werden. Thüringen ist ein Zuwanderungsland. Deshalb ist 
die Schaffung einer Willkommenskultur für die zu uns Kommenden von 
zentraler Bedeutung. Wir haben einen Hilfstransport nach Kobane mit 
auf den Weg gebracht, und ich habe den Gesundheitsminister von Ko-
bane in der Thüringer Staatskanzlei begrüßt. Wenn wir über solidarische 
Ökonomie reden wollen, wenn wir über die Rückeroberung des Öffent-
lichen reden wollen, wenn wir darum kämpfen wollen, dass jedes Kreis-
krankenhaus auch Kreiskrankenhaus bleibt, wenn wir über Genossen-
schaften reden wollen, dann brauchen wir politische Diskussionen, die 
in der Bevölkerung breiter angelegt sind. Ich nenne das den Kampf um 
die Grundgewissheiten einer Gesellschaft.

Können wir uns noch darauf verlassen, dass das, was für alle da sein 
soll, auch für alle gewährt wird? Nein, wir können es schon seit vielen 
Jahrzehnten nicht mehr. Der neoliberale Umbau des gesamten Staates 
und der Gesellschaft hat uns dazu gebracht, dass immer mehr Gewiss-
heiten gestrichen wurden. Deswegen müssen wir über Grundgewiss-
heiten einer Gesellschaft reden – und es ist in einer solchen Diskussion 
eben auch wichtig, ob ein Ministerpräsident darüber redet oder dazu 
schweigt. Auch wenn wir viele Themen in Thüringen nicht selber repa-
rieren können, so können wir doch einen gesellschaftlichen Diskurs auf 
die Tagesordnung setzen. Deswegen sage ich: Regieren ist kein Selbst-
zweck. Regieren muss Teil eines politischen Konzeptes sein, um die öf-
fentlichen Güter wieder für die Menschen zurück zu erobern. Da wol-
len wir unseren Beitrag leisten.
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